
Wegleitung zum Arbeitsgesetz
II. Gesundheitsschutz und Plangenehmigung

Art. 6 Pfl ichten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
ArG Art. 6

Allgemeines
Das Arbeitsgesetz bildet zusammen mit dem Un-
fallversicherungsgesetz, das die Vorschriften zur 
Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrank-
heiten (Arbeitssicherheit) enthält, die wichtigste 
Grundlage für den Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz. Gemäss Arbeitsgesetz versteht sich dieser in 
einem weiten und umfassenden Sinn. Die Anfor-
derungen des Arbeitsgesetzes gehen damit über 
diejenigen des Unfallversicherungsgesetzes hin-
aus.
Das Arbeitsgesetz verlangt, dass grundsätzlich 
jede Gesundheitsbeeinträchtigung zu vermeiden 
ist und nicht nur die im Unfallversicherungsgesetz 
defi nierten Berufskrankheiten. Die Verantwortung 
für den Gesundheitsschutz nach Arbeitsgesetz 
und Unfallversicherungsgesetz liegt primär beim 
Arbeitgeber. Artikel 6 ArG bildet die gesetzliche 
Grundlage der meisten Gesundheitsschutzvor-
schriften der Verordnungen zum Arbeitsgesetz.

Die Vorschriften zum Gesundheitsschutz für die 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sind von 
öffentlichem Interesse. Sie sind auf Grund von Ar-
tikel 3a ArG auch anwendbar auf manche Betrie-
be und Personenkategorien, die vom Geltungs-
bereich des Arbeitsgesetzes ausgenommen sind 
(vgl. Kommentar Art. 3a ArG). Im Hinblick auf die 
Wichtigkeit des Gesundheitsschutzes besagt der 
Vorbehalt in Artikel 71 Buchstabe b ArG, dass die 
Vorschriften zu öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnissen von den Vorschriften zum Gesundheits-
schutz nur zu Gunsten der Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen abweichen dürfen.

Absatz 1 
Die Arbeitgeber sind zu allgemeinen Massnah-
men in Bezug auf den Gesundheitsschutz für die 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verpfl ich-
tet. Im vorliegenden Absatz werden diese Mass-
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Artikel 6

 Pfl ichten der Arbeitgeber und  Arbeitnehmer
1 Der Arbeitgeber ist verpfl ichtet, zum Schutze der Gesundheit der Arbeitnehmer alle Massnahmen 
zu treffen, die nach der Erfahrung notwendig, nach dem Stand der Technik anwendbar und den 
Verhältnissen des Betriebes angemessen sind. Er hat im weiteren die erforderlichen Massnahmen 
zum Schutze der persönlichen Integrität der Arbeitnehmer vorzusehen.

2 Der Arbeitgeber hat insbesondere die betrieblichen Einrichtungen und den Arbeitsablauf so zu ge-
stalten, dass Gesundheitsgefährdungen und Überbeanspruchungen der Arbeitnehmer nach Mög-
lichkeit vermieden werden.

2bisDer Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass der Arbeitnehmer in Ausübung seiner berufl ichen Tätig-
keit keinen Alkohol oder andere berauschende Mittel konsumieren muss. Der Bundesrat regelt die 
Ausnahmen.

3 Für den Gesundheitsschutz hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmer zur Mitwirkung heranzuziehen. 
Diese sind verpfl ichtet, den Arbeitgeber in der Durchführung der Vorschriften über den Gesund-
heitsschutz zu unterstützen.

4  Durch Verordnung wird bestimmt, welche Massnahmen für den Gesundheitsschutz in den Betrie-
ben zu treffen sind.
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nahmen umschrieben. Sie sind zum grössten Teil 
in den Verordnungen 3 und 4 zum Arbeitsgesetz 
konkretisiert. Folgt der Arbeitgeber den Richtlini-
en des Arbeitsgesetzes und der Verordnungen, so 
kann vermutet werden, dass er seiner Pfl icht vor-
schriftsmässig nachgegangen ist.
Diese Massnahmen sind in erster Linie techni-
scher und organisatorischer Art. Personenbezoge-
ne Schutzmassnahmen, wie z.B. das Tragen von 
Atemschutzmasken, sollten erst dann zum Zuge 
kommen, wenn die technischen und organisato-
rischen Massnahmen ausgeschöpft sind oder sich 
als unverhältnismässig erweisen. Die angeordne-
ten Massnahmen müssen dem Verhältnismässig-
keitsprinzip entsprechen. Das heisst, die Massnah-
men müssen durch das Schädigungspotenzial der 
Gefahren, denen die Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen ausgesetzt sind, gerechtfertigt sein. 
Der Aufwand für die Umsetzung der Massnahmen 
muss im Verhältnis zum Nutzen in einem zumutba-
ren und wirtschaftlich vertretbaren Verhältnis ste-
hen. Das Gesundheitsrisiko, die Art und die Grösse 
und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Be-
triebs sind gegeneinander abzuwägen.
Der Gesundheitsschutz umfasst sowohl die phy-
sische als auch die psychische Integrität der Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen. Vom Arbeit-
geber kann beispielsweise verlangt werden, dass 
er im Betrieb Massnahmen gegen psychosoziale 
Missstände wie Mobbing oder andere Formen der 
Belästigung ergreift.
Der Schutz der  persönlichen Integrität der Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen im Arbeitsgesetz 
entspricht dem Schutz der Persönlichkeit in Arti-
kel 328 des Obligationenrechts. Die Verankerung 
dieses Schutzes im öffentlichen Arbeitsrecht ver-
stärkt dessen Wirkung im Hinblick darauf, dass die 
Rechtswege im öffentlichen und im privaten Recht 
verschieden sind. Auf Grund des vorliegenden Ab-
satzes kann der Arbeitnehmer oder die Arbeit-
nehmerin die Vollzugsorgane des Arbeitsgeset-
zes darum bitten, die notwendigen Massnahmen 
beim Arbeitgeber durchzusetzen. Der Arbeitneh-
mer oder die Arbeitnehmerin muss sich somit 
nicht selber mit dem Arbeitgeber auseinander set-

zen oder gegen diesen einen Prozess anstrengen.
Massnahmen zur Erhaltung der physischen Ge-
sundheit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen können andererseits selber ihrer persönlichen 
Integrität abträglich sein. Zu denken ist dabei be-
sonders an die Verpfl ichtung zu einer medizinischen 
Eignungsuntersuchung der Arbeitnehmenden, um 
sie zu bestimmten Formen der Nachtarbeit zuzu-
lassen. Diese Beeinträchtigung der persönlichen 
Integrität lässt sich nur rechtfertigen beim Vorlie-
gen gewichtiger Gründe.

Absatz 2
Eine der Pfl ichten der Arbeitgeber bezieht sich auf 
die betrieblichen Einrichtungen. Diese dürfen kei-
ne Gefahr für die Gesundheit der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen darstellen; der Arbeitge-
ber muss sicherstellen, dass die benutzten Maschi-
nen, Einrichtungen und Werkzeuge den Anforde-
rungen des Bundesgesetzes vom 19. März 1976 
über die Sicherheit von technischen Einrichtungen 
und Geräten entsprechen (SR 819.1). Zudem müs-
sen die Arbeitseinrichtungen und die Arbeitsräum-
lichkeiten den ergonomischen und hygienischen 
Anforderungen der Verordnung 3 zum Arbeitsge-
setz genügen.
Obwohl die Gesetzesbestimmungen über die Ar-
beits- und Ruhezeiten formell nicht zu den Ge-
sundheitsschutzmassnahmen gehören, sind die Ar-
beitgeber dazu angehalten, Arbeitseinsätze ohne 
Gesundheitsrisiko vorzusehen. Ungünstige Stun-
denpläne und unregelmässige Arbeitseinsätze kön-
nen beispielsweise gesundheitsschädigend sein.

Absatz 2bis

Dass der Arbeitgeber dafür zu sorgen hat, dass 
die Arbeitnehmer gegen ihren Willen keinen  Alko-
hol oder andere berauschende Mittel konsumie-
ren müssen, erfüllt folgende Zwecke: erstens den 
Schutz der persönlichen Integrität des Arbeitneh-
mers; zweitens die Vermeidung von Unfällen, die 
in berauschtem Zustand geschehen können.
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Aufgrund seines Weisungsrechts gemäss Obligati-
onenrecht und des vorliegenden Artikels kann der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmern verbieten, wäh-
rend der Arbeitszeit Alkohol zu konsumieren. Mit 
der Ausübung gewisser Berufe und Tätigkeiten ist 
der ständige Kontakt mit Alkohol verbunden. In 
solchen Fällen kann der Arbeitgeber von seinen 
Arbeitnehmern nicht verlangen, dass sie Alkohol 
konsumieren. Zudem muss er darauf achten, dass 
sie nicht dazu gezwungen werden. Dies könnte 
beispielsweise in Betrieben der Gastronomiebran-
che der Fall sein. Vorliegende Regelung zwingt die 
Arbeitgeber nicht, den Konsum von Alkohol syste-
matisch zu verbieten, sie gibt jedoch den Arbeit-
nehmern die Möglichkeit, vom Konsum von Alko-
hol abzusehen, wenn sie dies wünschen.

Absatz 3
Die Vorschriften zum Gesundheitsschutz sind 
praktische Massnahmen, die ohne die Mitwir-
kung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
nicht durchgesetzt werden können. Es genügt bei-
spielsweise nicht, dass der Arbeitgeber Schutzaus-
rüstungen zur Verfügung stellt, die Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen müssen diese auch be-
nutzen. Da die einzelnen Arbeitsplätze nicht dau-
ernd kontrolliert werden können, tragen die Ar-
beitnehmenden selbst die Verantwortung für die 
Einhaltung der Sicherheitsmassnahmen an ihren 
Arbeitsplätzen. Deshalb sieht Artikel 60 ArG die 
strafrechtliche Verantwortung der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen vor, die sich nicht an die 
Vorschriften über den Gesundheitsschutz halten. 
In Zusammenhang mit deren Mitwirkung sind ver-

schiedene Aspekte zu berücksichtigen: Die Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen müssen über die 
Massnahmen informiert sein (Art. 5 ArGV 3), be-
stimmte Aufgaben der Gesundheitsvorsorge kön-
nen geeigneten Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen übertragen werden (Art. 7 ArGV 3) und 
zudem sind sie dazu verpfl ichtet, die Arbeitgeber 
über Beeinträchtigungen der Gesundheitsvorsor-
ge zu informieren, falls diese Beeinträchtigungen 
nicht von Arbeitnehmern und den Arbeitnehme-
rinnen selbst beseitigt werden können (Art. 10 
ArGV 3).
Zudem steht den Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen nach Artikel 48 ArG und Artikel 6 der 
Verordnung 3 ArG ein Mitspracherecht in Angele-
genheiten des Gesundheitsschutzes zu, und zwar 
schon bevor entsprechende Massnahmen einge-
führt werden. Falls die Arbeitgeber die Vorschläge 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nicht 
berücksichtigen, müssen sie dies begründen.

Absatz 4
Ausführungsbestimmungen über den Gesund-
heitsschutz sind primär in der Verordnung 3 zum 
ArG enthalten, allerdings nicht immer mit präzisen 
technischen Anweisungen. Diese sind in der Weg-
leitung zu den Verordnungen 3 und 4 zu fi nden.

Das Arbeitsgesetz selber enthält weitere Bestim-
mungen über den Gesundheitsschutz, wie bei-
spielsweise in Artikel 35 den Gesundheitsschutz 
bei Mutterschaft oder in Artikel 29 Absatz 2 und 3 
den Gesundheitsschutz jugendlicher Arbeitneh-
mer.
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